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Text 

§ 156 

Antrag von Gemeindebürgern 

(1) Der Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung hat den Gegenstand der Volksbefragung zu 
bezeichnen und eine Begründung zu enthalten. 

(2) Der Gegenstand der Volksbefragung ist als Frage möglichst kurz und eindeutig zu formulieren. 
Eine Gliederung der Frage in mehrere Unterfragen ist zulässig. Die Fragen müssen mit ja oder nein oder 
durch Zustimmung zu einer von mehreren Entscheidungsmöglichkeiten beantwortet werden können. 

(3) Der Antrag ist an den Gemeinderat zu richten. 

(4) Der Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung muß von mindestens 10 v.H. oder 10.000 
der für die Wahl zum Gemeinderat Stimmberechtigten unterzeichnet sein. 

(5) Der Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung für einen Teil der Gemeinde hat den Teil der 
Gemeinde zu bezeichnen. Er muß von mindestens 10 v.H., jedoch nicht weniger als 30 der für die Wahl 
zum Gemeinderat Stimmberechtigten, die im betroffenen Teil der Gemeinde ihren Hauptwohnsitz haben, 
unterzeichnet sein. 

(5a) (Anm.: entfallen) 

(6) Im Antrag sind ein Stimmberechtigter als Zustellungsbevollmächtigter, der die Unterzeichner des 
Antrages vertritt, und ein weiterer als sein Stellvertreter namhaft zu machen. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 75/1995, LGBl. Nr. 77/2010 
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